
tätigen Bevölkerung zur Folge hat. Die Belegschaften 
der Betriebe haben den Wirtschaftsplan 1949/50 dis­
kutiert und Vorschläge zur Steigerung und Verbesse­
rung der Produktion gemacht. Die Gewerkschaften 
haben auf gezeigt, auf welche Weise die Arbeitspro­
duktivität gesteigert werden kann, ohne daß diese 
Steigerung zu einer Überbeanspruchung der mensch­
lichen Arbeitskraft führt. Die Vertreter der tech­
nischen Intelligenz und der Wissenschaft haben die 
in ihr Fachgebiet fallenden Probleme, die mit den 
Grundlagen und der Durchführung des Zweijahres- 
plans im Zusammenhang stehen, erörtert, haben die 
Verpflichtung erkannt, ihre Erfahrungen und ihr 
Wissen zur Erfüllung des Planes nutzbar zu machen, 
und haben sich hierzu bereit erklärt. Und auch die 
Kulturschaffenden haben die Zusicherung gemacht, sie 
würden durch Behandlung der durch diese neue 
Methode der Lebensgestaltung in den Mittelpunkt des 
allgemeinen Interesses gerückten Probleme die Ini­
tiative der Bevölkerung und ihre Bereitschaft zur Mit­
arbeit an dem großen Aufbauwerk stärken.

Es erscheint daher angebracht, daß auch die Justiz 
zu dem Zwei jahresplan das Wort ergreift. Dabei soll 
nicht das wiederholt werden, was von berufenerer Seite 
schon zu den grundsätzlichen, insbesondere zu den 
wirtschaftlichen Fragen, die mit dem Plan im Zusam­
menhang stehen, gesagt worden ist. Es soll vielmehr 
der Versuch unternommen’ werden, vom Standpunkt 
des Juristen aus in großen Umrissen die Gesichts­
punkte herauszustellen, die gerade für die Arbeit der 
Justiz von Bedeutung sind. Auszugehen ist dabei von 
der Tatsache, daß der Zwei jahresplan ein G e s e t z  
sein wird und daß es schon darum Pflicht der Justiz 
ist, ihre Aufgaben bei der Erfüllung des Planes, bei 
der Anwendung dieses neuen Gesetzes, klar zu er­
kennen und sich aufs äußerste zu bemühen, diesen 
Aufgaben gerecht zu werden. Nur wenn das geschieht, 
wird sich die Justiz vor :dem Vorwurf bewahren 
können, sie habe wieder einmal beiseite gestanden, als 
es darum ging, an der Sicherstellung der Versorgung 
der Bevölkerung und überhaupt an der Neugestaltung 
unseres gesamten Lebens mitzuarbeiten.

Was muß nun die Justiz tun, um die vor ihr stehen­
den Aufgaben zu meistern? Diese Frage ist bei dem 
Gesetz, von dem hier gesprochen wird, also bei dem 
Zweijahresplan, genau so zu beantworten wie bei 
jedem anderen Gesetz.

Wenn dem Juristen die Anwendung eines neuen 
Gesetzes übertragen wird, so muß er sich zunächst 
mit seinem Inhalt vertraut machen. Unterzieht er sich 
dieser Arbeit bei dem Zweijahresplan, so wird er 
über das verwundert sein, was ihm hier als Inhalt 
eines Gesetzes entgegen tritt. Wird er doch in ihm ver­
geblich nach Paragraphen, nach juristischen Fachbe­
griffen, nach all dem suchen, was ihm als Inhalt eines 
Gesetzes geläufig ist. Er findet statt dessen die Dar­
stellung der wirtschaftlichen Entwicklung auf den 
verschiedensten Gebieten, er findet Zahlen über den 
Stand der Produktion und Prozentsätze über die be­
absichtigte Erhöhung dieser Produktion; er sieht, daß 
von Dingen die Rede ist, die die Industrie, den Handel, 
das Handwerk, die Landwirtschaft und die Gewerbe­
treibenden betreffen. All diesen für ihn neuen und 
ungewohnten Zahlen und Begriffen wird er hilflos 
gegenüberstehen, wenn er nicht das tut, was der gute 
Jurist bei jedem Gesetz, dessen Anwendung ihm ob­
liegt, tun muß. Er darf sich nicht damit begnügen, 
nur den Wortlaut des Gesetzes zu sehen und sich zu 
eigen zu machen, er muß sich vielmehr bemühen, den 
Sinn und Zweck des Gesetzes zu begreifen. Für den 
Wirtschaftsplan bedeutet das, daß er diesen Plan im 
Zusammenhang mit der gesellschaftlichen und poli­
tischen Entwicklung sieht, aus der dieser erwachsen ist, 
und daß er vor allem erkennt, daß der Versuch, die 
gesamte Wirtschaft eines Landes nach einem festge­
legten, auf eine bestimmte Zeit berechneten Plan zu 
gestalten, eine völlige Abkehr von dem bisherigen 
Wirtschaftssystem bedeutet. Wenn er diese Erkennt­
nis gewonnen und in ihrer ganzen Bedeutung ver­
arbeitet hat, dann wird er in der Lage sein, nicht nur 
die allgemeine Bedeutung und das Wesen des Planes, 
sondern auch viele Einzelheiten aus dem Plan zu ver­
stehen und seine praktische Arbeit in der Justiz ent­
sprechend diesen Erkenntnissen zu gestalten. Deshalb 
ist es die erste Aufgabe der Angehörigen der Justiz

in der sowjetischen Besatzungszone, den Zweijahres­
plan auf diese Weise zu studieren.

Die zweite Aufgabe der Justiz besteht darin, den 
juristischen Nachwuchs entsprechend zu belehren. 
Hierzu ist es notwendig, daß sowohl auf den Richter­
schulen wie auf den Universitäten das Studium des 
Wirtschaftsplans zum Inhalt des Lehr- und Studien­
planes gemacht wird. Auch dabei kann es aber nicht 
darum gehen, den Richterschülern und Jurastudenten 
den ganzen Wortlaut des Planes beizubringen. Viel­
mehr kommt es auch hier darauf an, die späteren 
Richter und Staatsanwälte über die Grundfragen des 
Planes, über den Sinn und den Zweck dieses neu­
artigen Gesetzes zu belehren und aufzuklären, es hin­
einzustellen in die großen wirtschaftlichen Zusammen­
hänge und aufzuzeigen, warum diese neue Art der Ge­
staltung der Wirtschaft in Angriff genommen wurde 
und wie sich diese von anderen Wirtschaftsformen 
unterscheidet. Erst dann wird es möglich sein, die 
Richterschüler und Rechtsstudenten an die spezifisch 
juristischen Aufgaben heranzuführen, die hier erwach­
sen. Es mag sein, daß manche von den bisher an den 
Richterschulen und den juristischen Fakultäten tätigen 
Lehrer nicht in der Lage sind, ihren Hörem diesen 
Wissens- und Erkenntnisstoff in der geeigneten Weise 
zu vermitteln; dann ist es Aufgabe der juristischen 
Fakultät wie der Organe der Justizverwaltung neue 
Lehrer, vielleicht aus dem Kreis der in der praktischen 
Wirtschaftsarbeit Stehenden, heranzuziehen. Auf 
jeden Fall muß sichergestellt werden, daß die neuen 
Richter und Staatsanwälte, die nach Ablegung der 
Prüfung in die praktische Justiztätigkeit kommen, mit 
den Fragen, die der Wirtschaftsplan mit sich bringt, 
vertraut und in der Lage sind, die sich für sie erge­
benden Aufgaben zu erfüllen.

Zum vollen Verständnis des neuen Gesetzes — der 
Voraussetzung für seine richtige Anwendung — ist es 
aber auch erforderlich, daß die juristische Wissen­
schaft ihren Beitrag zur Lösung der besonderen Pro­
bleme leistet, die sich aus diesem neuartigen Gesetz 
ergeben. Dabei wird die Rechtswissenschaft genötigt 
sein, Gebiete zu betreten und zu erforschen, die Neu­
land für sie sind. Doch wird sie sich dieser Aufgabe 
nicht entziehen können, will sie nicht Gefahr laufen, 
sich abseits von den Grundfragen unserer neuen 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung weiterhin in 
formaler Begriffsjurisprudenz zu verlieren. Sie wird 
sich Belehrung suchen müssen bei der Soziologie, der 
Gesellschaftswissenschaft, der Volkswirtschaftslehre. 
Gemeinsam mit den Vertretern dieser Wissenschaften 
wird sie sich darum bemühen müssen, die theoreti­
schen Grundlagen für das Recht des Wirtschaftsplanes 
zu erarbeiten; sie wird neue Rechtsbegriffe, wie die 
des Volkseigentums, in ihrer grundsätzlichen Verschie­
denheit gegenüber den verwandt erscheinenden, aber 
qualitativ anders gearteten Begriffen des früheren in­
dividualistischen Rechts herauszuarbeiten und in ein 
neues Rechtssystem hineinzustellen haben. Sie wird 
überhaupt daran gehen müssen, die Prinzipien und 
die Systematik eines neuen Rechtes zu begründen, 
eines Rechtes, das unserer gesellschaftlichen und po­
litischen Entwicklung entspricht, eines Rechtes, in 
dem Begriffe wie Wirtschaftsplanung, Planerfüllung, 
Planverstoß, Volkseigentum, Rechtsträger des Volks­
eigentums und ähnliche nicht mehr wie Fremdkörper 
wirken, in das sie vielmehr organisch hineingehören. 
Und wenn diese theoretisch-wissenschaftliche Klärung 
der Grundlagen, der Systematik und der Begriffe des 
neuen Rechtes gelungen ist, dann wird es auch an der 
Zeit sein, dem neuen Recht durch neue Gesetze Aus­
druck zu geben, durch Gesetze, die das ausdrücken, 
was sich gesellschaftlich und ökonomisch neu ent­
wickelt hat. An der Schaffung dieser neuen Gesetze 
mitzuwirken, sollte aber vornehmstes Bestreben un­
serer Rechtswissenschaft sein.

So groß auch die Bedeutung der Wissenschaft für 
das Leben und damit auch für die Arbeit der Justiz 
sein mag, so muß bei einer Betrachtung über die Auf­
gaben der Justiz doch das entscheidende Gewicht auf 
ihre praktische Arbeit gelegt werden. Denn danach, 
wie die Richter und Staatsanwälte in ihrer täglichen 
Arbeit die Gesetze anwenden, wird man die Arbeit der 
Justiz beurteilen, weil sie hier unmittelbar in das 
Leben eingreift. Bei dem neuen Gesetz, von dem hier 
zu sprechen ist, bei dem Wirtschaftsplan, entstehen
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